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Sachstandsbericht: 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12.04.2018 die Wasser- und Abwassergebühren, 
sowie die Zählergrundgebühren für die Jahre 2018 und 2019 beschlossen. Zum 01.01.2020 
müssen daher die Wasser- und Abwassergebühren, sowie die Zählergrundgebühren für die 
Jahre 2020 und 2021 neu kalkuliert und beschlossen werden. 
Die Firma Schmidt und Häuser GmbH aus Nordheim wurde Anfang September 2019 mit der 
Kalkulation der Wasser- und Abwassergebühren, der Zählergrundgebühren 2020/2021, sowie 
mit der Nachkalkulation der Abwasserbeseitigung und der Ermittlung der gebührenrechtlichen 
Ergebnisse 2017/2018 beauftragt. Die erforderlichen Unterlagen konnten aufgrund der 
Auslastung der Finanzverwaltung vor allem durch die beiden Großprojekte „Umstellung auf 
das NKHR“ und „Umstellung § 2b UStG“ erst Mitte Oktober 2019 zusammengestellt und an 
die Firma Schmidt und Häuser GmbH übersandt werden. Durch die starke Auslastung des 
Büros und die verspätete Beauftragung/Übersendung der erforderlichen Unterlagen ist es 
zeitlich nicht möglich die Kalkulation 2020/2021 in diesem Jahr rechtzeitig bis zum 31.12.2019 
fertigzustellen und vom Gemeinderat beschließen zu lassen. 
 
Die Firma Schmidt und Häuser kann die Kalkulation voraussichtlich Anfang nächsten Jahres 
fertigstellen, sodass eine Beschlussfassung des Gemeinderats im 1. Quartal 2020 
(voraussichtlich in der Sitzung am 13.02.2019) realistisch ist. 
Da eine Erhöhung der Gebührensätze derzeit nicht vollständig ausgeschlossen werden kann, 
soll mit einem sogenannten Bevorratungsbeschluss eine rückwirkende Erhöhung zum 
01.01.2020 sichergestellt werden. 
Zur Wirksamkeit muss der gefasste Bevorratungsbeschluss vor dem 01.01.2020 ortsüblich 
bekannt gemacht und der Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt werden. Ein Entwurf des 
Bevorratungsbeschlusses, wie er ortsüblich bekannt gemacht werden soll, ist als Anlage 1 
beigefügt.  
Das Vorgehen ist mit dem Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis als Rechtsaufsichtsbehörde 
abgestimmt. 
 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stimmt dem vorgelegten Bevorratungsbeschluss entsprechend der Anlage 
zu. 
 
 

 


	Datum
	TOPNummer
	Beschluß
	SMC_BM_VOTEXT5
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

